
R e c h t s p r e c h u n g :
Strafrecht

§§ 9 Abs. 2, 15 StEG.
Zur Anwendung des § 9 StEG (Absehen von Strafe) 

bei Staatsverbrechen.
OG, Urt. vom 16. Januar 1959 — la Ust 288/58.
Der Ehemann der Angeklagten wurde im Jahre 1950 

strafrechtlich zur Verantwortung gezogen. Anfang 1952 
wurde er aus der Strafhaft entlassen. Die Angeklagte 
lehnte das Ansinnen ihres Ehemannes, mit ihm zusammen 
die DDR zu verlassen, ab. Sie erklärte sich aber bereit, 
bei der Agentenzentrale „UfJ“ in Westberlin die Angaben 
ihres Ehemannes über seinen landwirtschaftlichen Besitz 
in der DDR zu bestätigen. Anfang Februar 1952 fuhr sie 
mit ihrem Ehemann nach Westberlin zum „UfJ“. Sie wurde 
allein einer Agentin zugeführt. Ohne die Angeklagte nach 
dem Zweck ihrer Anwesenheit beim „UfJ“ zu fragen, be­
gann die Agentin ein Gespräch über die berufliche Tätig­
keit der Angeklagten. Sie forderte die Angeklagte auf, ihr 
künftig alle bekannt werdenden Vorgänge über den Schul­
betrieb im demokratischen Sektor von Berlin zu berichten. 
Die Angeklagte erklärte ihr Einverständnis; sie erhielt 
einen Decknamen und eine Deckadresse, an die sie gege­
benenfalls schriftliche Berichte senden sollte. Nach ihren 
Angaben lehnte es die Angeklagte ab, schriftliche Berichte 
zu liefern und regelmäßige Zusammenkünfte zu verein­
baren.

Bis Oktober 1954 suchte die Angeklagte noch insgesamt 
viermal den „UfJ“ auf. Nach der letzten Zusammenkunft 
rief sie die Agentin telefonisch an und teilte ihr mit, daß 
sie nicht mehr mit ihr Zusammentreffen werde. Seitdem 
ist die Angeklagte mit dem „UfJ“ nicht mehr in Berüh­
rung gekommen. ^

Die vier weiteren Zusammenkünfte mit der Agentin 
kamen nach den Angaben der Angeklagten nur deshalb 
zustande, weil sie sich von der Agentin Schutz vor ihrem 
Ehemann erhoffte, der sie von Westberlin aus brieflich mit 
Gewalttätigkeiten und Anzeige wegen ihrer Verbindung 
zum „UfJ“ bedrohte, wenn sie nicht zij ihm nach West­
berlin komme. Die Agentin sagte ihr auch stets Unter­
stützung zu, war aber vor allem an Informationen über 
das Schulwesen im demokratischen Sektor von Berlin in­
teressiert. Sie verstand es, durch geschickte Fragestellung 
von der Angeklagten die Stärke ihres Seminars an der 
Pädagogischen Hochschule und die ungefähre Zahl der 
Lehrkräfte in Erfahrung zu bringen. Auf die Frage nach 
aktiven und fortschrittlichen Lehrern und Dozenten nannte 
die Angeklagte den Namen der Rektorin der Hochschule. 
Ferner gab sie den Namen und die Anschrift der in West­
berlin wohnhaften Direktorin einer Berufsschule und die 
Anzahl der in dieser Schule zusammengefaßten Schüler 
bekannt Während ihrer Tätigkeit beim Kommunalen 
Großhandel übergab sie der Agentin etwa ein Dutzend 
Schmierzettel, auf denen die Gemüsebestellungen einzelner 
Verkaufsstellen notiert waren. Die Angeklagte war auch 
an der Organisation der Ferienaktion für westberliner 
Kinder beteiligt. Von den Eltern dieser Kinder hatte sie 
von den sozialen Mißständen in Westberlin erfahren. Dies 
teilte sie bei ihrer letzten Zusammenkunft der Agentin 
mit dem Hinweis mit, daß in Westberlin auch noch viel zu 
tun sei. Die Agentin wollte wissen, ob es in Westberlin 
eine Organisation für die Ferienaktion gebe und ob die 
Angeklagte die Namen solcher westberliner Kinder kenne. 
Die Angeklagte gab auf diese Frage keine Auskunft.

Auf Grund dieses Sachverhalts hat der Staatsanwalt des 
Bezirks beantragt, die Angeklagte wegen Verbrechens ge­
gen § 15 StEG zu einem Jahr und sechs Monaten Zucht­
haus zu verurteilen. Das Bezirksgericht hat die Angeklagte 
im Sinne dieser Rechtsnorm für schuldig befunden, aber 
gemäß § 9 Abs, 2 StEG von einer Bestrafung abgesehen.

Dem dagegen eingelegten Protest mußte im Ergebnis der 
vom Rechtsmittelgericht durchgeführten Beweisaufnahme 
stattgegeben werden.

«
Aus den G r ü n d e n :

Das Bezirksgericht hat die Voraussetzungen des § 9 
Abs. 2 StEG darin erblickt, daß die Angeklagte nach 
der Lösung ihrer verbrecherischen Verbindung zum 
„UfJ“ eine völlige Neuentwicklung durchgemacht habe 
und in ihrer gesellschaftlichen Auffassung ein gänzlich 
anderer Mensch geworden sei. Es dürfe zwar nicht über­
sehen werden, daß die Angeklagte die Verbindung zum 
„UfJ“ aufgenommen habe, als sie bereits an der Pädago­
gischen Hochschule studierte, andererseits müsse aber 
auch berücksichtigt werden, daß sie durch ihren Ehe­
mann zu dieser Handlung veranlaßt worden sei und

daß die Gewinnung einer besseren Einsicht einen län­
geren Zeitraum erfordere. Die Angeklagte habe aber 
durch ihr späteres Verhalten bewiesen, daß sie sich 
völlig von ihrer Vergangenheit gelöst und sich unein­
geschränkt in den Dienst der Sache unseres Volkes ge­
stellt habe.

Das Rechtsmittelgericht hat in der vorliegenden 
Sache eine eigene Beweisaufnahme durchgeführt, deren 
Ergebnis die Richtigkeit der vom Bezirksgericht ange­
führten Gründe nicht allenthalben bestätigt hat. Ein 
weiterer erheblicher Mangel des erstinstanzlichen Ur­
teils besteht darin, daß der Charakter des von der 
Angeklagten begangenen Verbrechens bei der überbe­
tonten Herausstellung der in der Person der Angeklag­
ten liegenden Umstände nur noch eine sehr untergeord­
nete Rolle gespielt hat.

Es ist zunächst darauf hinzuweisen, daß der außer­
ordentlich hohe Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit, 
den jedes Staatsverbrechen für die Sicherheit unseres 
Staates und unserer gesellschaftlichen Entwicklung hat 
und der nicht nur durch den Umfang und die Intensität 
der Einwirkung auf das angegriffene Objekt, sondern 
auch von der Schutzbedürftigkeit des Objekts selbst 
bestimmt wird, strengere Maßstäbe bei der Anwen­
dung des § 9 StEG erfordert, als dies bei anderen Kri­
minaldelikten der Fall ist. Dieser Grundsatz, der hin­
sichtlich des Ausspruches von bedingten Verurtei­
lungen im Sinne von § 1 StEG bei Staatsverbrechen 
vom Obersten Gericht schon mehrfach ausgesprochen 
worden ist (vgl. OG, Urteil vom 29. April 1958, NJ 1958
S. 489) hat auch für die Anwendung des § 9 StEG auf 
Staatsverbrechen Gültigkeit.

Die erste Voraussetzung für die Beantwortung der 
Frage, ob gemäß § 9 Abs. 1 oder 2 StEG eine Tat zur 
Zeit der Durchführung des Strafverfahrens nicht mehr 
als gesellschaftsgefährlich anzusehen ist oder ob nach 
der Tat im gesamten Verhalten des Täters eine grund­
legende Wandlung eingetreten ist, die erwarten läßt, 
daß er die sozialistische Gesetzlichkeit achten wird, ist 
nicht nur die juristische Vollendung des Verbrechens, 
sondern auch seine tatsächliche Beendigung. Solange 
die letztgenannte Bedingung nicht unzweifelhaft einge­
treten ist, kann weder von einem Fortfall der Gesell­
schaftsgefährlichkeit noch von einem grundlegenden 
Wandlungsprozeß des Täters gesprochen werden. Bei 
Staatsverbrechen, die auf der Grundlage von verbre­
cherischen Verbindungen zu staatsfeindlichen Agenten­
organisationen oder imperialistischen Spionagezentra­
len begangen werden, wie dies für Verbrechen im 
Sinne der §§ 14, 15 StEG typisch ist, kann grundsätz­
lich eine tatsächliche Beendigung des verbrecherischen 
Verhaltens nicht angenommen werden, solange der 
Täter die Möglichkeit eines erneuten Zugriffs derjeni­
gen Organisation, der er sich verpflichtet hatte, nicht 
durch aktives Handeln wirksam verhindert. Dies wird 
in der Regel nur möglich sein, wenn er sich den Sicher­
heitsorganen der Deutschen Demokratischen Republik 
offenbart. Der einseitige Wille eines angeworbenen 
Agenten, selbst wenn er der betreffenden Organisation 
gegenüber bekundet worden ist, kann in der Regel 
nicht den tatsächlichen Abbruch der verbrecherischen 
Verbindung bewirken.

Schon unter Beachtung dieser Grundsätze hätte das 
Bezirksgericht im vorliegenden Fall nicht zur Anwen­
dung des § 9 Abs. 2 StEG gelangen können. Die Ange­
klagte hat wohl nach ihrer unwiderlegten Darstellung 
etwa im Oktober 1954 der Agentin telefonisch erklärt, 
daß sie ihre Verbindung zum „UfJ“ als aufgelöst be­
trachte, und ist seitdem von dieser Stelle auch nicht mehr 
angesprochen worden, sie war aber dennoch auch künf­
tig ständig dieser Gefahr ausgesetzt. Wie stark diese 
verbrecherische Verbindung nach wie vor auf die An­
geklagte eingewirkt hat, ergibt sich am deutlichsten 
daraus, daß die Angeklagte im Oktober 1955, also ein 
Jahr nach ihrer Absage an die Agentin, von ihrem Un­
termieter, der über die verbrecherische Tätigkeit der 
Angeklagten informiert war, aufgefordert wurde, ihm 
eine Bescheinigung mit ihrem Decknamen vom „UfJ“ 
zu unterschreibe^/ damit er in Westberlin als soge-
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